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Ist ein GrunderbeSklaven im

sinnvoll?

t d

Auge zu sehen und etwas dagegen zu unter- Leider nennen Ideologen das noch immer
V O N T H O M A S S C H W A R T Z

Unlängst taten sich die Jusos mit einem
Vorschlag zur Einführung eines Grund-
erbes hervor. 60 000 Euro sollten jedem
in Deutschland Lebenden unabhängig von
seinem Aufenthaltsstatus zum Ende der
Schulzeit, frühestens mit Vollendung des
18. Lebensjahrs ausgezahlt werden. Finan-
ziert werden solle dieser Geldregen für
alle durch eine Reform der Erbschafts-
steuer, die mit einer gewissen Freibetrags-
grenze progressiv bis zu einem Steuersatz
von 90 Prozent erhöht werden solle. Bei
zehn Millionen Euro Erbe würde das also
bedeuten, dass man neun Millionen Erb-
schaftssteuer zu zahlen hätte.
Nun ist die Erbschaftssteuer politisch stets
ein heißes Eisen, das niemand anfassen
möchte. Und obwohl in Anbetracht der
Verteilung der Erbschaften bei uns kaum
einer von einer höheren Erbschaftssteuer
betroffen wäre, haben die Parteien stets
gezögert, mit solchen Forderungen Wahl-
kampf zu machen.
Das hat nicht nur politische Gründe. Die
Erben sehen den Vermögenstransfer nicht
einfach als Einkommen, sondern geradezu
als Ausdruck familiärer Kontinuität. Der
Erblasser verbindet mit der Vermögens-
übertragung ein symbolisches Fortleben in
der Kette folgender Generationen. Das
Eigentum wird durch das Erbe in gewisser
Weise der Sphäre des Profanen entrissen.
Der staatliche Eingriff in diese Form der
Vermögensübertragung durch den Tod
trifft also ein Vermögen, das in hohem
Maße konstitutiv für die familiäre Identi-
tät der Erblasser und der Erben zu sein
scheint. Dies begründet eine emotional be-
ladene Situation, die zu jenen Leiden-
schaften beiträgt, die immer wieder hoch-
schäumen, wenn über die Reform der Erb-
schaftssteuer diskutiert wird.

Es geht auch um Macht

Dabei gibt es durchaus gute Argumente für
eine deutliche Erhöhung dieser Steuer-
form. Neben der Tatsache, dass jede Ein-
kunftsform der Steuerpflicht unterliegt –
nichts anderes als eine solche stellt ein
Erbe in den Augen des Staates dar –, wird
in der Tat gesellschaftliche Ungleichheit
durch Weitergabe sehr hoher Nachlasse
verfestigt und mit ihnen auch stets gesell-
schaftliche und politische Macht. Aber ob
dabei ein Grunderbe die vernünftigste und
gerechteste Lösung darstellt, darf durchaus
bestritten werden.
Eher könnte man in Analogie zu dem, was
die britisch-italienische Wirtschaftswis-
senschaftlerin Mariana Mazzucato hin-
sichtlich der Abgeltung staatlicher Inves-
titionen in Bildung und Grundlagenfor-
schung fordert, eine gestaffelt abschöpfen-
de Erbschaftssteuer zum Zwecke der Fi-
nanzierung der Folgen des Klimawandels
oder anderer die Gesellschaft in Gänze be-
treffender Kosten und Investitionen an-
denken. Sie sollten dann Ausdruck gesell-
schaftlicher Kontinuität sein, die das Fort-
leben zukünftiger Generationen in unse-
rem Land möglich macht. Damit würde
die Erbschaftssteuer auch der Sphäre des
„Profanen“ i.S. rein konsumtiver staat-
licher Ausgaben enthoben und würde eine
Form postmortaler Solidarität für die Zu-
kunft werden.
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Leider weicht die Koalition diesem Thema
aus, weil sie in den Grundfragen keine Ei-
nigkeit hat, wie in vielen Bereichen. Also
wird das Thema eher gemieden als ange-
packt. Wir haben immer wieder darauf ge-
drängt, diesem täglichen Verbrechen ins

täglich gegen ihren Willen vergewaltigt
werden.

Warum gibt es gegen diese Einsicht so
starken Widerstand, vor allem aus den
Reihen der Grünen, aber auch der FDP?
Michael Brand ist seit 2005 CDU-Bun-
destagsabgeordneter. Er ist einer der
Mitverfasser eines neuen Positions-
papiers der CDU/CSU-Fraktion mit kon-
kreten Maßnahmen, um menschenun-
würdige Zustände in der Prostitution
zu beenden. Foto: Tobias Koch

ders groß
FRANKFURT/MAIN (DT/wej) In Deutsch-
land wird das Prinzip der Solidarität und
des sozialen Engagements großgeschrie-
ben. Spenden sind eine Möglichkeit, aktiv
zur Unterstützung von gemeinnützigen
Projekten und wohltätigen Organisationen
beizutragen. Doch wer spendet am meis-
ten? Es ist keine Überraschung, dass ältere

Zwecke zur Verfügung zu stellen, und viele
von ihnen sehen es als ihre moralische
Pflicht an, der Gesellschaft etwas zurückzu-
geben. Neben dem Alter spielen das Ein-
kommen und die Bildung eine entscheiden-
de Rolle bei der Spendenbereitschaft. Men-
schen mit höherem Einkommen neigen da-
zu, großzügiger zu sein, da sie über mehr fi-

sind die Menschen oft enger miteinander
verbunden und neigen dazu, vermehrt loka-
le Wohltätigkeitsprojekte zu unterstützen.
In größeren Städten gibt es zwar eine höhe-
re Bevölkerungsdichte, aber auch eine Viel-
zahl von wohltätigen Organisationen und
Spendenanfragen, was dazu führen kann,
dass die Spenden auf mehr Empfänger ver-

tigkeit als wichtige Werte betrachten, eher
bereit, Geld für wohltätige Zwecke zur Ver-
fügung zu stellen.

Die Spendenbereitschaft in Deutschland
ist also von vielen Faktoren abhängig, da-
runter das Alter, das Einkommen, die Bil-
dung, die Region und die persönlichen Wer-
te. Obwohl es Unterschiede gibt, ist die all-
Menschen in Deutschland tendenziell mehr
spenden als jüngere Generationen. Dies
liegt zum Teil daran, dass sie über mehr fi-
nanzielle Ressourcen und ein gewachsenes
soziales Bewusstsein verfügen. Menschen
im Alter zwischen 60 und 80 Jahren sind
oft in der Lage, mehr Geld für wohltätige
nanzielle Mittel verfügen. Außerdem haben
gut ausgebildete Personen oft ein ausge-
prägteres Verständnis für soziale Probleme
und sind daher eher bereit, für gemeinnüt-
zige Zwecke zu spenden. Die Spendenbe-
reitschaft variiert auch je nach Region. In
ländlichen Gebieten und kleineren Städten
teilt werden. Religion und persönliche Wer-
te spielen ebenfalls eine entscheidende Rol-
le bei der Spendenbereitschaft. Menschen,
die einer Religion angehören, die die Wohl-
tätigkeit fördert, sind oft motivierter, zu
spenden. Ebenso sind Personen, die Ge-
rechtigkeit, Mitgefühl und soziale Gerech-
gemeine Tendenz, sich für wohltätige Zwe-
cke zu engagieren, ein erfreuliches Zeichen
der Solidarität. Unabhängig von den indivi-
duellen Merkmalen ist die Bereitschaft zu
spenden ein wichtiger Schritt hin zu einer
besseren Gesellschaft. und einer Unterstüt-
zung für die, die auf Hilfe angewiesen sind.
„Bordell Europas“
Die Bundesregierung ver-
säume aus ideologischen
Gründen, Menschenhan-
del angemessen zu be-
kämpfen, meint der

ten Politikerinnen und Politikern in der Ko-
alition, die einem völlig bizarren Bild von
angeblich „freiem Sex" nachhängen, das in
Wirklichkeit insbesondere Frauen völlig
schutzlos vor Gewalt, Zwangsprostitution
und in der Tat Sklaverei macht.

Ein Zusammenhang zwischen Men-
So spende
Vor allem bei älteren und gu

menschenrechtspolitische
Sprecher der CDU, Mi-
chael Brand, im Interview
VON FRANZISKA HARTER

Herr Brand, wie effektiv schätzen Sie die
aktuelle Gesetzeslage in Deutschland –
und ihre Umsetzung – im Kampf gegen
den Menschenhandel ein?
Leider begünstigt die aktuelle Gesetzeslage
den Menschenhandel deutlich mehr als die
regierende Koalition es wahrhaben möchte.
Natürlich haben wir auch in vielen Berei-
chen ein Vollzugsproblem. Aber die Kern-
problematik liegt darin, dass wir für die
Hauptursachen dieser modernen Sklaverei
zu viele Anreize bieten und viel zu wenig
Schutz für die Opfer. Unter Experten ist das
seit Jahren bekannt, die Probleme sind be-
nannt, aber noch immer scheitert die Um-
setzung an einem kleinen Teil innerhalb der
Koalition.

Wo liegen die Probleme, gerade auch im
Kampf gegen die grenzüberschreitende
Kriminalität?
Wie immer in solchen Fragen geht es um
die Bekämpfung der Ursachen, das ist der
effizienteste Weg. Wenn wir über die Skla-
verei weltweit, und das ist der Menschen-
handel im Kern, reden, dann müssen wir
zunächst in einem rechtsstaatlichen Raum
wie Europa als Vorbild vorangehen. Dazu
gehört, dass wir unsere Gesetzgebung gegen
Menschenhandel, Ausbeutung und Sklave-
rei entsprechend verschärfen. Die wirt-
schaftlichen Anreize für organisierte Krimi-
nalität, – beispielsweise junge Mädchen
und Frauen zu locken oder gar zu rauben,
um sie im Bordell Europas, nämlich
Deutschland, wie eine Ware anzubieten,–
wurde durch eine von Rot-Grün vor Jahr-
zehnten veränderte Gesetzgebung enorm
gesteigert. Hier werden Hunderte Millio-
nen kriminell verdient, wobei zigtausende
Menschen, vor allem Frauen und Mädchen
in moderner Sklavenhaltung enden.

Im Koalitionsvertrag hat die Ampel-Ko-
alition versprochen, den Kampf gegen
den Menschenhandel zu intensivieren.
Welche Zwischenbilanz lässt sich dazu
ziehen? Wie stark ist das Thema für die
Ampel-Politiker präsent?
n die Deut
verdienenden Menschen ist

nehmen. Bisher ist bis auf die üblichen lee-
ren Worte fast nichts geschehen.

Die Bundesregierung erarbeitet aktuell
einen Nationalen Aktionsplan gegen
Menschenhandel. Was ist davon zu er-
warten?
Das werden wir sehen müssen, wenn er auf
dem Tisch liegt. Ein Aktionsplan ist nur so
gut wie die Aktionen konkret und wirkungs-
voll sind, die er enthält. Solange wir als
größtes Land und größter Markt in Europa
den größten Anreiz für Menschenhandel
bieten, ist kein Aktionsplan und keine noch
so große Erklärung die Worte wert, die sie
enthalten.

Laut Kritikern bietet die aktuelle Prosti-
tutionsgesetzgebung in Deutschland für
Menschenhändler eine günstige Aus-
gangslage. Wie stehen Sie zu dem Vor-
schlag, sie durch das „Nordische Modell“
abzulösen?
Ich verstehe die Formulierung „günstige
Ausgangslage" so, dass sie die leider exzel-
lente Basis für Profite aus sprichwörtlich
dem Verkauf von Menschen beschreibt, das
ist die bittere Realität, die einen nur traurig,
und auch wütend machen kann. Wir
müssen es uns einfach eingestehen, und
endlich dagegen handeln: Die Prostitu-
tionsgesetzgebung in Deutschland ist eine
Lizenz zum Gelddrucken für organisierte
Kriminalität durch Sklaverei, insbesondere
durch sexuelle Gewalt an Frauen und Mäd-
chen. Da werden Kopfgelder in Höhe von
mehreren tausend Euro für Frauen und
Mädchen wie auf einem Viehmarkt festge-
legt, um sie dann in einem brutalen Ring
von Sklavenhändlern weiter zu verkaufen
und in deutsche Städte zu bringen, wo sie
schen
ie Spendenbereitschaft beson

„freien Sex“ – aber niemand von denen will
auch nur annäherungsweise in die Lage die-
ser Frauen und Mädchen gebracht werden.
Es ist eine Frage der Würde nicht nur dieser
Frauen, sondern auch unseres Rechtsstaa-
tes, dass wir diese Sklaverei nicht länger
fördern, denn es belastet und zerstört auf
Dauer das Grundverständnis und die ethi-
schen Grundlagen unseres Landes. Von
dem steigenden Einfluss der kriminellen
Profiteure dieser brutalen Sklaverei inner-
halb Europas, auch Deutschlands, ganz zu
schweigen. Deshalb müssen wir endlich,
wie Experten das seit langem fordern, die
Prostitution ganz anders regeln und die
schweren Fehler mit ihren schlimmen Fol-
gen korrigieren.

Wie genau?
Wir brauchen eben eine Regelung wie in
den nordeuropäischen Ländern, die genau
diejenigen in Haftung nimmt, die nicht al-
lein mit dem Kauf der Ware Sex, sondern
der Lizenz zu sexueller Gewalt gegen
schutzlose Opfer Menschen zur Ware ent-
würdigen. Und denen das aufgrund der
Straflosigkeit völlig egal ist. Im Gegenteil,
durch die Schutzlosigkeit der Opfer, Skla-
ven gewalttätiger Krimineller, gibt es
schlimmste Exzesse, mit denen wir uns
immer wieder befassen müssen. Wir haben
ganz aktuell und einstimmig als CDU/CSU
ein neues Positionspapier „Menschenun-
würdige Zustände in der Prostitution been-
den – Sexkauf bestrafen“ mit konkreten
Schritten vorgelegt, um die Debatte voran-
zubringen: Sexkauf muss unter Strafe ge-
stellt werden, anders lässt sich das nicht lö-
sen. Die Änderung hätte also längst passie-
ren müssen, aber das scheitert an einer klei-
nen Minderheit von ideologisch verblende-
schenhandel und illegaler (Arbeits-)mig-
ration ist nicht zu leugnen. Welche Maß-
nahmen bräuchte es in dieser Hinsicht,
um Menschenhandel zum Zweck der
Arbeitsausbeutung in Deutschland bes-
ser zu bekämpfen?
Auch bei der illegalen Migration liegen ge-
nug praktikable Vorschläge auf dem Tisch.
Und wir erleben seit Monaten und Mona-
ten, wie eine ideologisch betonierte Min-
derheit in der Koalition eine vernünftige
und an Menschenrechten orientierte Mig-
rationspolitik blockiert. Dazu gehören
Ursachenbekämpfung in den Ländern, aus
denen Migration kommt, endlich effektive
Kontrollen der Außengrenzen der EU
sowie auch der Binnengrenzen durch recht-
liche und personelle Verbesserungen und
natürlich auch der Ausbau der Infrastruktur
zur Bekämpfung illegaler Arbeit. Hier
könnten wir sehr viel weiter sein, wenn es
diese Blockade nicht gäbe.

Auch Minderjährige – Deutsche wie
Migranten, darunter auch Geflüchtete –,
werden immer wieder Opfer von Men-
schenhandel, oft zum Zweck sexueller
Ausbeutung. Wie könnten gerade Min-
derjährige besser geschützt werden?
Das ist noch ein sehr schlimmes Thema.
Aber wir werden natürlich gerade die
Schwächsten, nämlich Minderjährige, über-
haupt nicht schützen können, wenn wir
nicht die großen Fragen anpacken und lö-
sen, die ich bereits benannt habe. Der
Kampf gegen Menschenhandel und Sklave-
rei muss endlich eine Priorität werden, es
sind weltweit Millionen Menschen davon
betroffen. Es ist der große Skandal unserer
Zeit, dass wir uns einreden, die Zivilisation
zu verteidigen und die Ausdehnung der
Sklaverei zulassen.


